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Dieſes Blatt erſcheint wöchentlich 
dreimal, Dienstags, Donnerstags und 
Sonnabends, früh, in einem Bogen. 
Der Preis betraͤgt für das Vierteljahr 
15 Sgr.; einzeln aber koſtet das Blatt 
1 Sgr.; durch die Poſt bezogen, koſtet 
es 21 Sgr. 3 Pf. vierteljährlich. 

Inſerate werden den Tag vor der 
Ausgabe bis ſpateſtens Mittag 12 Uhr 


Wochenblatt für 


BJ Quartal. 


das Fürftenthum Oels. 


angenommen: in Oels in der Expedition 
dieſes Blattes, in Poln. Wartenberg in 
der Stadtbuchdruckerei, in Kempen lu 
der Buchhandlung von G. Fränkel, in 
Vernſtadt in der Handlung von Lorenz. 
Die Infertionsgebühren betragen pro 
Zeile nur 1 Sgr., bei Wiederholungen 
bloß die Hälfte 


Cin Bol?sblatt 


für Staats- und Gemeinwohl, zur Belehrung und 


Unterhaltung. 


(Verantwortlicher Redakteur: K. Vitterling. Schnellpreſſen-Druck und Verlag von A. Ludwig.) 
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Donnerstag, den 21. September 


1848. 


An die Land bewohner. 
In der, am 10. d. M. im Gaſthof „Elyſium“ zu Oels, ſtattgefundenen Verſammlung der 


Wahlmaͤnner, behufs Gruͤndung eines Ruſtikalvereins, wurde unſere Zeitſchrift zum Organ fuͤr 
Veroͤffentlichung der kuͤnftigen Verhandlungen, Anzeigen ꝛc. erwaͤhlt, und wird daher die 
Redaktion auch ihrerſeits, wie ſchon in den letzten Nummern geſchehen, die Intereſſen des Lan— 


des beſonders ins Auge faſſen. 


28 olitiſche SDundcchau 


von W. Bilke. 


Frankfurt, 16. Septbr. Herr v. Schmer⸗ 
Ling hatte, um der Rechten der Nationalverſamm⸗ 
lung den Sieg zu ſichern, das Gerücht verbreitet, 
als würde, falls der Waffenſtillſtand von Seiten 
der Nationalverſammlung nicht die Genehmigung 
erlangte, der Reichs verweſer abtreten. 
Dies bewog den Abgeordneten Wogt aus Gießen, 
den Reichsverweſer direkt Darüber zu fragen; mo» 
gegen er die Ermaͤchtigung erhielt: „Jeden eis 
nen Lügner zu nennen, der ſich er⸗ 
dreiſten ſollte, ſolches von ihm zu 
ſagen.“ — Das iſt doch wieder einmal ein 
deutſches Wort, das von deutſcher, biederer Geſin— 
nung zeugt! 

Der deutſche Arbeiter ⸗Congreß hat 
an die verfaſſunggebende Reichsverſammlung ein 
Manifeſt erlaſſen, in welches er die Bitte faßte: 

in der kuͤnftigen Geſetzgebung auch die Ver 

figer der Arbeit anzuerkennen und ſolche ge⸗ 
ſetzliche Beſtimmungen eintreten zu laſſen, 
durch welche die Exiſtenz und Fortdauer ihrer 

Organisation und Aſſociation für alle Zeiten 

geſchuͤtzt und deren weitere gedeihliche Ausdil⸗ 

dung von Seiten des Staats degünſtigt wer⸗ 
den moͤge. — 
Hol' mich der Teufel! ich baͤtt's nicht geglaubt; 
aber is iſt wahr: Der Antrag, den Waffen- 
ſtillſtand nicht zu genehmigen, st mit 


258 gegen 217 Stimmen verworfen 


worden. Man wird das ungehobelte Gemaͤchte 
noch ein wenig zuſtutzen, ringsum ausſtaffiren, mit 
Vatermördern verſehen und dann wird's in die 
Jahrbücher deutſcher Geſchichte als Brechmittel für 
die lernende Jugend zur Schau ausgeſtellt werden. 
Deutſche! ihr habt die Polen gebranntmarkt, weil 
fie „Blut“ für ihre Freiheit hatten; fo brannt⸗ 
markt euch nun ſelbſt, weil ihr keinen Arm habt, 
eure „Ehre“ zu retten! Ja, wenn wir nur erſt 
das Pathengeſchenk der alten Zeit, womit man 
uns bei jeder neuen Geburt bereitwilligſt beſchenkt 
— ich meine die dynaſtiſchen Intereſſen — in 
die Rumpelkammer der alten Burgen wuͤrfe, dann 
wurden die Millionen, den Einzelnen gegenuͤber, zu 
ihrem natuͤrlichen Rechte gelangen! 

Berlin, 16. September. Es wird. verfis 
chert, des Koͤnigs Majeſtaͤt habe als Oberbefehls⸗ 
haber der Armee an dieſe einen Erlaſt ganz 
in der gewünſchten Form (mit Berück- 
ſichtigung des Schultzſchen Amendements) 
gerichtet. Der General v. Wrangel hat am 
12. September das Oberkommando der deutſchen 
Bundesarmee niedergelegt und iſt bereits in Ber⸗ 
lin angelangt, ohne feſtlich empfangen worden zu 
ſein. Auch eine herbe Frucht des vermaledeiten 
Waffenſtillſtandes! Held kampelt ſich mit aller 
Welt herum, und wird ſich am Ende doch noch 
mit Ehren durchbeißen. — Noch immer kein Mir 
niſtetium, weder hier noch zu Frankfurt! — Eine 
„Mumen⸗Partei“ zu Frankfurt will Preußen an 


D. Red. 


die Spitze von Deutſchland ſtellen. Dieſes aber 
hat gefagt: es will nur „das Schwert des Mei- 
ches“ fein. O moͤchte es! denn bisher war es 
nur ſeine Ruthe. — Die Linke hat ihren 
„fuͤnften“ Bericht erſtattet. — Der Bürgers 
wehrklubb hat hier eine Volksverſammlung 
ausgeſchrieben, um eine brüderliche Verei⸗ 
nigung zwiſchen Bürgern und Soldaten 
anzubahnen. Dabei find zwiſchen 15-20 000 
Menſchen, und darunter etwa 300 Soldaten des 
24. und 12. Regiments, zugegen geweſen, vom 
9. Regiment nur wenige und Kavalletiſten gar 
nicht. Die Offiziere des 9. Regiments haben ih⸗ 
ren Soldaten ein Feſteſſen gegeben, damit ſie ſich 
nicht an der Verſammlung betheiligen ſollen. In⸗ 
ner 8 Tagen ſoll eine zweite Verſammlung ſtatt— 
finden, und dann kriegen die Soldaten des 9. Mer 
giments wieder ein Feſteſſen. 


Die polniſche Ligue, ein Bund, welcher 
fi die Aufrechterhaltung des Polenthums zum 
Zweck gemacht hat, meldete fein Dafein dem Mi— 
niſter des Innern, und iſt von dieſer Seite kein 
Hinderniß in den Weg geſetzt worden. Als Die 
rectoren fungiren; Lipski, Potworowski, Libelt, 
Richter und Poktziwnicki. — Dem Landwehr⸗ 
Battaillon zu Marienwerder ff eine in der 
Decker'ſchen Hofbuchdtuckerel gedruckte Petition vom 
Kommando vorgelegt worden, in welcher daſſelbe 
um Ernennung des Prinzen von Preußen zum 
Oberbefehlshaber der Armee bitten fol. Doch ha— 
ben weder Wehrmaͤnner noch Unteroffiziere, ſo wie 


die bürgerlichen Lieutenants unterzeichnet. — Möchte 
wiſſen, wo denn die Finſterlinge, trotz aller Zeichen 
der Zeit, ihren Verſtand ſitzen haben! Kilian 
Raſchke weiß es. — Wenn Das wahr iſt, was 
von Stralfund geſchrieben wird, fo find die 
preußiſchen Soldaten die erſten Sklaven Europas: 
denn fuͤr ſie gibt's bei begruͤndeten Beſchwerden 
keine Gerechtigkeit, blos disciplinariſche Strafe. g 

Der Chemnitzer Aufſtand iſt beruhigt; 
die Angabe der Todten war uͤbertrieben. — Die 
Meklenburger Reformvereine aus 23 
Städten haben eine Modifikation des Minifteriums 
erwirkt. — In Hannover hat man auch ſchon 
eine Verfaſſungsreform angekuͤndigt. Das finde ich 
ſehr früh, liebe Hannoveraner! Uebrigens iſt es 
doch huͤbſch, daß euch euer König einmal „reif mas 
chen“ will. Der Reichsverweſer hat den Mainzer 
Bürgern verſprochen, fie auf ihren Antrag ges 
gen den Uebermuth der preußiſchen Soldaten zu 
ſchuͤten. — In Baiern fand am 10. Septem⸗ 
ber eine Volksverſammlung ſtatt, an welcher min⸗ 
deſtens 12,000 Menſchen, meiſt Landleute, Antheil 
nahmen. Sie beſchloſſen unter Anderm auch die 
Abberufung der reactionären Parlaments- 
Mitglieder, namentlich derer, welche 
gegen die Siſtirung des däniſchen Waf⸗ 
fenſtillſtands geſtimmt haben; ferner eine 
Adreſſe fuͤr Trennung der Schule von der Kirche. 
— Die Baiern leb ich mir; fie ſind practicable 
Leute! 

Der Lauendurgiſche Landtag hat 
ebenfalls den preußiſch⸗ daͤniſchen Waffenſtillſtand 
verworfen und einen Proteſt bei der deutſchen Gens 
tral⸗Regierung eingelegt. Zu ſpaͤt, zu ſpaͤt! ihr 
Lauenburger, — hättet früher deutſcher fein muͤſſen! 

Wien, 16. September. In Oeſterreich hat's 
auch eine reactionaͤre Partei, die „Schwarz⸗ 
gelben“ genannt, welche etwa das ſind, was bei 
uns die Stockpreußen. Sie iſt jedoch in der Min⸗ 
derzahl und das Schwarz- roth = golden hat bis jetzt 
noch den Sieg. — Die Ungarn haben auch noch 
kein Miniſterium, und das oͤſtetreichiſche, das ſchon 
anf der Schippe ſtand, hat ſich noch einmal be 
hauptet. Sonderbar iſt's, die halbe Welt hat 
bald kein Miniſterium. Die Deutſchen nicht und 
nicht die Preußen, ferner nicht die Meklenburger 
und die Ungarn. — In Florenz iſt eine Re⸗ 
volution ausgebrochen und eine proviſoriſche Regie⸗ 
rung eingeſitzt worden. Alſo hat Radetzki's Schwert 
keine beruhigende, nur eine vernichtende Gewalt. 
Daſſelbe gilt auch von dem Koͤnigkartät⸗ 
ſcher, welcher die Stadt Meſſina auf Sizi⸗ 
‚lien bombardirt hat. Mag er's, die Freiheit wird 
doch ſiegen, und gerade ihm zum Trotze! 

Die Bosnier, Tuͤrken ſind das, ſind in 
einer Anzahl von 40,000 Mann im Banat ein⸗ 
gebrochen. Die armen Teufel wollen wohl den 
Ungarn zu Hilfe kommen? Giebt's keinen Retter 
Sebieski mehr? Ja, hättet ihr die Polen nicht ver⸗ 
nichtet! Ebenſo wollen 40,000 Walachen aus dem 
Craſſrer Comitate in die Militärgraͤnze eindringen, 
weil ſie von ihren illytiſchen Glaudensgenoſſen bis⸗ 
her gedruckt wurden. 

Erzherzog Stephan hat als kaiſerlicher 
Generaliſſimus den Oberbefehl der ungariſchen 
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Armee übernommen und zieht der Drau = Armee, 
befehligt vom Banus Jellacic, entgegen. 
So ſteht der Rönig von Ungarn mit 
dem König von Kroatien und Slavonien 
gegen ſich ſelbſt im Rampfe. 

Meffina ift von den Truppen des Königs 
von Neapel eingenommen worden. Das Bombar⸗ 
dement war ein fuͤrchterliches, der Kampf ein ver« 
zweiflungsvoller. Die Meffinaer wollen die 
Stadt im ſchlimmſten Augenblicke ſelbſt in die 
Luft ſprengen und unter ihren Truͤmmern die 
Gräber der Freiheit finden. Ich ſag's auch: Beſ⸗ 
ſer leiblich, als geiſtig unterzugehen! 

In Irland find in drei Grafſchaften 
neue Unruhen ausgebrochen. 

In Breslau gabs einen Soldaten⸗ 
Crces. In graue Jacken vermummte Schuͤtzen 
mit Seitengewehr fielen bei einer Katzenmuſik, 
welche ihrem Major gebracht wurde, unſchuldige 
Voruͤbergehende an und miß handelten fie. Die 
Unterſuchung iſt beantragt worden. Der die Schuͤ⸗ 
gen influirende Officier heißt Knorr und iſt ein 
Edelmann. es iſt aber auch eine vollkommen edle 
That! N 


Krone und Volk. 


Der Stein'ſche Antrag hat ein Miniſterium 
zum Fall gebracht. Stein wollte, daß der, ſich 
bisher an vielen Orten gezeigte, dem Buͤrgerthum 
und deſſen Forderungen feindliche Geiſt im Mili⸗ 
tair verſchwinde, und daß es daher von Seiten 
des Kriegsminiſters denjenigen Officieren zur Eh⸗ 
renſache gemacht werde, ihren Abſchied zu nehmen, 
welche ſich nicht mit dem Civil zu befreunden ver⸗ 
moͤgen. Die Vorgaͤnge in Schweidnitz lieferten die 
Grundlage. Das geſammte Miniſterium hat ſich 
geweigert dieſem Antrage Folge zu leiſten, und iſt 
daher ausgeſchieden. Als Begründung feiner Aus: 
trittserklaͤtung gegen Se. Majeſtaͤt den König gab 
es an, daß der National-Verſammlung die Feſt⸗ 
ſetzung von Verwaltungs-Maßregeln nicht zuſtehe, 
und daß ohne Aufrechterhaltung dieſes Princips die 
konſtitutionelle Monarchie nicht beſtehen konne. 
Der Koͤnig erklaͤrte ſich in ſeinem Antwortſchreiben 
als mit der im letzten Satze ausgeſprochnen Anſicht 
einverſtanden, und es ſcheint ſonach, als wolle der 
Stein'ſche Antrag nicht allein einen Miniſterwechſel, 
ſondern auch einen Conflict zwiſchen Krone und 
National⸗Verſammlung nach ſich ziehen. Es wäre 
dies eine traurige Erſcheinung, und manche Fern⸗ 
ſeher, wie z. B. ein Correspondent der Schleſ. 
Zeit. (Niro. 214) blicken ſchon durch dieſes Glas 
bis zur Republik hinaus. Wir inoeß wollen das 
Verhältniß zwiſchen Krone und Volk uns einiger⸗ 
maßen zu erhellen ſuchen. 

Unſrer Anſicht nach ſteht der konſtitutionelle 
Koͤnig an der Spitze der Volksvertretung, wie an 
der Spitze der Regierung. Nun heißt es, hat die 
National⸗Verſamwlung in Verbindung mit dem 
Könige die legislative, d. h. geſetzgebende Gewalt, 
die Regierung dagegen die executive und admini⸗ 
ſtrative Gewalt, d. h. die Ausfuͤhrung der Geſetze 
und die Verwaltung. Wenn nun das conſtitutio⸗ 
nelle Geſetz, im Gegenſatz zum früheren abſoluten 


Geſetz eben nicht mehr der Ausdruck eines Einzel⸗ 
Willens, ſondern der Ausdruck des allgemeinen 


Willens, des Volks⸗Willens iſt, und dieſer Volks⸗ 


Wille in der National⸗Verſammlung vertreten wird 
und ſeinen Ausdruck findet, ſo ſollte man meinen, 
muͤſſe außer der geſammten Volksvertretung ſich 
kein anderer Wille im Staate kundgeden, am mer 
nigſten aber dem Volkswillen irgend wie entgegen? 
treten wollen. Die Regierung aber kann im Staate 
noch weniger ein abgefonderter, eigner oder gar 
entgegengeſetzter Wille ſein wollen; die Regierung 
des konſtitutionellen Staates iſt Organ des Volks⸗ 


Willens, inſofern ſie dieſen auszufuͤhren hat, der 


Volksvertretung demnach weder uͤber-, noch neben-, 
ſondern gewiß untergeordnet. Woher waͤren denn 
ſonſt die Miniſter der National-Verſammlung ver: 
antwortlich? Wer mir verantwortlich iſt, muß 
meinem Willen gemaͤß handeln, das iſt ſchon Vor⸗ 
ausſetzung; unabweislich aber dabei iſt, daß er die⸗ 
ſen Willen kenne, folglich meine Beſtimmungen 
entgegennehme. Wollte man es hierbei aufs Er⸗ 
rathen ankommen laſſen, ſo brauchte, im Staats⸗ 
leben, das Volk durch ſeine Vertreter nicht Geſetze 
geben zu laſſen, ſondern die Miniſter muͤſſen ſtets 
zur Verantwortung gezogen werden, wenn ſie nicht 
das Rechte getroffen haben. Was wuͤrde aber da 
herauskommen? Und die Volkskammern waͤren dann 
nicht mehr die beſtimmenden, ſondern allein die 
richtenden Organe des Volks. Wir koͤnnen dem⸗ 
nach nicht von der Anſicht ablaſſen, daß der legis⸗ 
lativen Natur der geſammten Volksvertretung nicht 
allein das Volk ſelbſt, ſondern auch die Regierung 
zu huldigen hat, und daß es außer dem einmal 
ausgeſprochnen Volks⸗Willen nicht noch einen an⸗ 
dern, am wenigſten aber entgegengeſetzten Willen 
im Staate geben kann und darf. 

Das Miniſterium Auerswald ſcheint jedoch im 
Sinne gehabt zu haben, wenigſtens die Verwal⸗ 
tung vom Volks⸗Willen abzutrennen. Man ſagt: 
Wenn die Regierung in dieſem Zweige nicht Selbſt⸗ 
ſtaͤndigkeit hat, ſo hat ſie auch nicht Kraft, und 
dafuͤr ſind ja die Miniſter verantwortlich? — Aber 
die Regierung kann überhaupt keine Selbſtſtaͤndig⸗ 
keit fein, dem Volkswillen gegenüber, am wenigſten 
ſoll ſie eine ſelbſtſtaͤndige Kraft ſein, die der Kraft 
des Volkes ſich entgegen zu ſtemmen vermag. Ei⸗ 
ne nachtraͤgliche Verantwortung, ein nachtraͤglicher 
Austritt des Miniſteriums ſogar, macht Schaden 
nicht gut, Todte nicht lebend. Wozu ſoll denn 
das Recht nuͤtzen, erſt handeln zu duͤrfen, und 
dann ſich zu verantworten? Auch hat ja der Kriegs⸗ 
miniſter vor dem Stein'ſchen Antrage das Recht 
gehabt, an die Armee einen ſolchen Erlaß zu ge⸗ 
ben, wie ihn, nachdem Schweidnitz feine Bürger 
fallen ſah, die National ⸗Verſammlung verlangte, 
und wie einen ahnlichen der Minifter des Innern 
vorher bereits an die Verwaltungsbeamten erlaſſen. 
Watum machte er nicht von dieſem Rechte Ger 
brauch, da laͤngſt in vielen Staͤdten noch vor den 
Schweidnitzer Eteigniſſen bedeutende Zuſammenſtö⸗ 
ße zwiſchen Militär und Civil vorgekommen? Kurz: 
er wollte nicht davon Gebrauch machen, und als 
ihn die National-Verſammlung dazu aufforderte, 
wollte er erſt gar nicht. Welche Gründe dafür 
unterlagen, und die Prüfung derſelben, tritt ganz 
dei Seite; es handelt ſich hier um ein Faktum, 


und dieſes ift ein offenbares Widerſetzen gegen den 
Willen und die Beſtimmung der National ⸗Ver⸗ 
ſammlung', die im Intereſſe der Ruhe des Landes 
und der perfönlichen Sicherheit der Buͤrger gehan⸗ 
delt hat. Ein ſolches Verfahren von Seiten der 
Volksvertreter, gleichviel ob es in die executive 
oder adminiſtrative Gewalt der Regierung eingreift, 
muß aber im Sinne einer conſtitutionellen Mo: 
narchie liegen, wenigſtens einer ſolchen, wie ſie 
Preußen verlangt. Mag Belgien, mag England 
dieſes nicht haben, mag Frankreich es nicht gehabt 
haben, — Frankteich hat uns ja uͤberdies gelehrt, 
daß nicht nur von der Conſtitution, ſondern gewiß 
von der Art und Weiſe derſelben das Gluͤck oder 
Ungluͤck des Volks abhängt, und doch allein um 
glücklich zu fein, wollen wir conftit. Mor 
narchie. Belgien und England ſind nicht Preußen, 
was dort paßt, paßt vielleicht dei uns ganz uud 
gar nicht; endlich haben wir noch gar kei⸗ 
ne Conſtitution, und es muß ſich fo jeden⸗ 
falls erfi mit der Zeit herausſtellen, ob 
und wie die Volkskammern in die Verwaltung ein⸗ 
zugreifen haben. 

Mit dergleichen adminiſtrativen Beſtimmun⸗ 
gen von Seiten der Volksvertreter verliert aber 
auch die Krone keines ihrer Rechte. Der König 
iſt ja ſelbſt Volksvertreter, Repraͤſentant des gan⸗ 
zen, ungetheilten Volks. Als ſolcher beſtimmt auch 
er das Wie der Verwaltung, und es laßt ſich da⸗ 
her nicht gut annehmen, wie der König, wegen 
beiderſeitiger Ausübung dieſes Rechts, mit der ge⸗ 
genwaͤrtigen National⸗Verſammlung zerfallen follte. 
Allerdings kommt es hierbei darauf an, ob die 
Krone die Anſicht der National-Verſammlung über 
den Begriff von conſtitutioneller Monarchie theilt, 
oder belgiſcher, engliſcher ꝛc. Anſicht iſt, und es 
wäre daher zu gegenfeitiger Vereinigung wohl ſehr 
zu wuͤnſchen, daß von Seiten der Krone wie der 
National- Verſammlung eine gründlihe Er» 
laͤuterung des Weſens der conſtit. Mo⸗ 
narchie gegeben wuͤrde, dann wuͤrde auch das 
Volk beſtimmt wiſſen, was es zu erwarten hat. — 


K. Bittetling. 


Deutſchland hat feinen conſtitutionellen Kaiſer: 
Erzherzog Johann iſt Reichsverweſer. Es hieße 
Geiſt und Streben unferer Zeit verkennen, wenn 
wir den Entwicketungsgang unſeres Vaterlandes 
damit beendet glaubten. Dieſer Reichsverweſer iſt 
ein bloßer Durchgangspunkt, eine Brucke zwiſchen 
alter und neuer Zeit, wie unſere Conſtitutionen uͤber⸗ 
haupt. Was kommen muß, wird kommen. Die 
deutſchen Staͤmme werden mehr und mehr erkennen, 
daß ihre Intereſſen dieſelben ſind, die Scheidewaͤnde 
werden fallen mit den Dynaſtieen, und Deutſch— 
land wird groß, frei und einig fein. 

Dieſe Auferſtehung Deutſchlands wird ſchwere 
Opfer koſten. Das ſchwerſte unter allen dringt 
Preußen. Es ſtirbt. Jeder andere Staat kann 
und mag in Deutſchland aufgehen; gerade Preu⸗ 
ben muß darin untergehen. Was unſere Zeit 
fo ſchoͤn charakteriſtrt, iſt Gerechtigkeit gegen jede 
Nationalität. Die eigene ſchuͤtzen, die fremde ach» 
ten, das iſt Loſung und Feldgeſchtei. Innerhalb 
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der Nationalitäten aber werden die Stamm ver⸗ 
fhiedenbeiten wieder in ihr Recht treten, 
und dieſe Ruͤckkehr zum Natürlichen bringt Preußen 
um ſeine Exiſtenz. Baiern, Sachſen, Schwaben, 
ſie werden in Deutſchland aufgehen, der großen 
deutſchen Republik werden dieſe Namen nicht feh⸗ 
len. Aber eine preußiſche Republik iſt eine 
Unmoͤglichkeit; Preußen muß zerfallen. Seine 
Provinzen glichen eben fo vielen Eiſenſtaͤben, die 
ohne Anziehungskraft unter einander, nur durch 
das Tau eines abſoluten Willens zuſammengehal⸗ 
ten wurden. Das Tau iſt muͤrbe geworden, es 
wird zerrißen, und die Eiſenſtaͤbe werden folgen, 
wohin der Magnet der Stammesgleichheit ſie zieht. 
Preußen war eine Lüge, das Licht der Wahrheit 
bricht an und giebt der Luͤge den Tod. Moͤgen 
Tauſende ſich erheben und Preußen eine Wahrheit, 
mich aber einen Luͤgner nennen, mögen fie in Er⸗ 
mangelung eines andern Beweiſes das Paradepferd 
unſrer glorreichen Geſchichte reiten, — ich antworte 
ihnen: das jetzige Preußen hat keine Geſchichte. 
— Was gilt dem Schleſier die Schlacht dei Fehr⸗ 
dellin, was gilt ihm ſelbſt der fiebenjährige Krieg 
mit ſeinem zweifelhaften Recht? Was gelten dem 
Sachſen, dem Rheinlaͤnder unſere Siege bei Den: 
newitz und Großbeeren? Sie fochten auf feindlicher 
Seite, als wir den Tempel unferes Ruhms mit 
Trophaͤen ſchmuͤckten. — Vergebens ſuchen unſte 
Staatsmaͤnner einen Ausweg, Delterreich und Preu⸗ 
ßen unterliegen der Nemeſis der Geſchichte; welche 
Politik wir auch verfolgen mögen, ob eine hochher⸗ 
zig deutſche, oder eine koͤniglich preußiſche, der Aus⸗ 
gang bleibt derfelbe: das jetzige Preußen hört 
auf zu fein. Preußen bat nur die Wahl zwiſchen 
einem Untergeben in Deutſchland, oder einem Zus 
ſammenſchrumpfen auf das Laͤndergebiet von 1740. 
Es kann nicht zweifelhaft fein, was ſchoͤner wäre: 
ein ſolcher Tod oder ein ſolches Leben. Preußen 
ſpricht ſo gern von ſeinen Opfern, die es der 
deutſchen Sache gebracht habe; nun denn ſo ſteh 
es nicht an, auch das letzte, groͤßte zu bringen. 
Betrachte es ſich als ein Mann, und druͤcke es 
ſich todesmuthig die Speere ins Herz um der Groͤße 
des Vaterlands willen. Ein Tod kann unſterbli⸗ 
cher ſein, als ein ganzes Leben. Th. Fontane. 


Der Feind kam, als die Leute ſchliefen! 


Der Artikel IV. des in Frankfurt bera- 
thenen Entwurfes der Grundrechte enthält in 
feinem 18. $. die Beſtimmung: 

„Daß die Befugniß zur Unterrichtser— 
theilung und zur Gründung von Unter- 
richtsanſtalten ohne Einſchränkung frei 
gegeben iſt, indem dem Staate weder 
das Recht, auf den Grund von Befähi- 
gungsprüfungen Konzeſſionen zu ertheilen 
oder zu verweigern, noch auch das Recht, 
die Unterrichts- Anftalten feiner Aufſicht 
zu unterwerfen, vorbehalten iſt.“ 

Dieſer Artikel hatte zur Folge, daß an 
die National- Verſammlung zu Frankfurt 
nachſtehende, mit nahe an 2000 Unterſchriften 
bedeckte Petition einging. 

„Die hohe Nationalverſammlung ſteht im 


Begriffe, den Artikel IV. der Grundrechte des 
deutſchen Volkes, die Jugend- und Volksbil⸗ 
dung betreffend, feſtzuſtellen. Alle Feinde des 
Volkes, die in deſſen Aufklärung eine Gefahr 
für ihr verrufenes Syſtem, fur ihre herz- 
und gewiſſenloſen Plane erblicken, beſtürmen 
wirklich, wie die geſammte deutſche Tagespreſſe 
berichtet, die hohe Nationalver-ſammlung um 
Gewährung einer ſogenannten Unterrichtsfrei- 
heit. Oben an ſtehen bei dieſem unheilvollen 
Treiben die Jeſuiten, treu der ſchwarzen Rolle, 
die fie ſeit dem Beginne ihres Daſeins ſpie⸗ 
len, würdig des Zeugniſſes, mit welchem die 
Geſchichte ſie brandmarkt; und die Hand zum 
lichtfreundlichen Bunde reichen die — Pietiſten. 

Ob ſolch ſchnellen Ueberganges der Roͤm— 
linge von wort- und thatenloſer Feigheit zum 
frevelhaften Angriffe auf das geiſtige Leben 
des Volkes, die weſentlichſte Bedingung ſeiner 
Freiheit, ſtehen alle reinen Patrioten ſtaunend 
da. Ihre Stimme der tiefſten Entrüſtung 
tönt durch alle Gauen, der Ruf ihres gerech- 
ten Zornes hallt von den fernſten Grenzen wieder. 

Die ſchönen Rechte Unterrichtskrei— 
beit und freie Errichtung der An- 
ſtalten wollen die Dunkelmänner nicht blos, 
wie die ächten Volksfreunde, auf die hoͤhern 
Bildungsanſtalten ausgedehnt wiſſen; dieſelben 
ſollen ſich auch auf die Volksſchulen beziehen, 
damit ſie die Vildung der Maſſen, welche ſie 
ſo gerne zur Erreichung ihrer Zwecke aufmar- 
ſchiren laſſen, ganz und ungeſtört in ihre 
Hände bekommen. 

Jeſuitenſchulen und Pietiſtenanſtalten für 
die Jugend des Volkes wollen fie dann un 
ter Benützung ibrer bekannten reichen, un 
verſiegbaren Hülfsquellen wie Pilſe aus der 
Erde ſchießen laſſen und mit gewohnter Zärt⸗ 
lichkeit dafür ſorgen, daß die Zöglinge über 
jener Welt die Güter der Erde, zum Vortheil 
ihrer Erzieher, verachten und ja vor dem 
verpoͤnten Nachdenken über Zuſtände, über 
Rechte und Pflichten bewahrt bleiben. 

Will die bohe Nationalverſammlung das 
Licht unter den Scheffel ſtellen und die Fin- 
ſterniß auf den Thron ſetzen? 

Will die hohe Nationalverſammlung das 
deutſche Volk der Herrſchaft einer Partei über- 
liefern, deren bloßer Name ſchon jedem ächten 
Deutſchen, allen gebildeten Nationen das Blut 
in's Geſicht treibt? 

Will die hohe Nationalverſammlung die 
langjährige Geduld des deutſchen Volkes hin⸗ 
ſichtlich beſſerer Zuſtaͤnde mit unfehlbaren 
Volksverdummungs- und Volksunterdrückungs⸗ 
mitteln belohnen, die Lehren der Geſchichte mit 
Füßen treten und die Probe machen, wie lange 
wohl des Vaterlandes künftiges Geſchlecht neue 
Ketten ungeruͤttelt tragen werde? 

Um eine Antwort auf dieſe Fragen bei 
Feſtſtellung des Artikels IV. der Grund- 
rechte des deutſchen Volkes wird die hohe 
Nationalverſammlung nicht verlegen ſein und 
gerne die Bitte gewähren : 

1. dem Drängen der Jeſuiten und Pieti- 
ſten und ihren Anhängern um ſogenannte 


Unterrichtsfreiheit, als einer Sache, die 
das Volk zum Verderben führen würde, 
feine Folge zu geben, dagegen 

2. die Jugendbildung auf Staatskoſten und 
in von der Kirche getrennten Staatsan- 
ſtalten als ein Grundrecht des deutſchen 
Volkes zu erklären. 

Zu wünſchen iſt, daß auch in unſerer 
Gegend der Schulfrage die möthige Aufmerk⸗ 
ſamkeit geſchenkt und nach Kräften dafür ge⸗ 
ſorgt werde, daß man unſern Kindern nicht 
die geiftige Freiheit raube, um ihnen einſt 
deſto ſicherer die, auch für ſie durch die Ge⸗ 
genwart fo theuer erkämpfte bürgerliche Frei⸗ 
beit nach Belieben ſchmälern zu können. 

Ch 


Berihtigumg. 


Der in Nro. 73. des Wochenblattes enthal⸗ 
tene Bericht, über die Wirkſamkeit des Vereins 
der Volksfreunde, ſpricht auch davon, daß ſowohl 
dieſer Verein, als der Buͤrger-Handwerker-⸗Verein, 
die Gründung einer zweiten Apotheke als ein drin⸗ 
gendes Beduͤrfniß erkannt, und beſchloſſen habe, 
da der Vorſtand der Stadtverordneten die Wuͤnſche 
und Anträge der beiden Vereine zu ignoriren ſcheine, 
ſeine Unzufriedenheit deshalb öffentlich zu erkennen 
zu geben. 

Hiernach hätte man fuͤglich abwarten muͤſſen, 
wie dieſe beiden Vereine ihren Beſchluß aus fuͤh⸗ 
ren, und wodurch ſie ihre oͤffentliche Beſchwerde 
motivirrn werden. 

Das hat man jedoch nicht erwarten können, 
ſondern voreilig, in Nro. 75. deſſelben Blattes, 
in einem mit der Unterſchrift „Die Stadt⸗ 
verordneten“ verſehenen Auffage, die bezuͤgliche 
Handlungsweiſe des Stadtverordneten Vorſtehers, 
da ſolche ſich nicht rechtfertigen läßt, zu befchönigen 
geſucht. Eine natürliche Folge hiervon iſt nun 
geweſen, daß unſere in Nro. 75. in Form einer 
Bekanntmachung aufgenommene öffentliche Be⸗ 
ſchwerde v. 24. Auguſt c., nicht nur nicht wider⸗ 
legt, ſondern auch die vermeintliche Vertheidigung 
eine ganz verfehlte iſt, auch mehrere Unrichtigkeiten 
und Ungehörigkeiten enthält, weil wahrſcheinlicher 
Weiſe der Concipient mit dem Geſammtinhalt und 
den einzelnen Beſtimmungen der Staͤdte-Ordnung 
nicht genau genug bekannt ſein mag. 

Es iſt unrichtig, wenn in jenem Aufſatze be⸗ 
hauptet wird: Deshalb, weil die beiden Vereine 
nicht die Erſten geweſen ſind, welche die Anlage 
einer zweiten Apotheke beantragt haben, ſei der 
Vortrag ihres übergebenen Geſuches nicht noͤthig 
geweſen. 

Es iſt unrichtig, wenn behauptet wird: So⸗ 
bald nur in dem Sinne der eingebrachten Geſuche 
gehandelt werde, ſei deren Vortrag uͤberfluͤſſig. 

Denn das Geſetz verlangt ausdruͤcklich, daß 
alle eingegangenen Sachen zum Vortrag gebracht 
werden muͤſſen, wie wir in unſer Bekanntmachung 
v. 24. v. Mts. nachgewieſen haben. Oder war 
unſer Geſuch an ſich etwa keine eingegangene 
Sache ? 

Es iſt aber noch unrichtig, wenn behauptet 
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wird: Es ſei im Sinne unſers Geſuchs vom 30. 
und 31. Juli d. J. gehandelt worden. 

Wir haben auf ſchleunige Erledigung des in 
Rede ſtehenden Gegenſtandes (Anlage einer zweiten 
Apotheke) angetragen. Damit aber, daß man die 
Bewerber auf ſich ſelbſt zuruͤckwies, beſchleunigt 
man den vorliegenden Gegenſtand nicht, in gegen⸗ 
waͤrtigem Falle wird eine Beſchleunigung nur das 
durch moͤglich, wenn die Bewerber durch die ges 
ſammte Stadtgemeinde, deren Vertreter die Stadt⸗ 
verordneten find, bei der Behörde, welcher die 
Entſcheidung hietin zuſteht, Eräftig unterſtuͤtzt wer⸗ 
den. Dies iſt nicht geſchehen. 

Wie dies geſchehen konnte, ohne daß die Stadt 
in die Lage kam, dei einer etwa vorhandenen Abs 
loͤſungsfaͤhigkeit eines Privilegiums mit conttibuiren 
zu muͤſſen, werden wir ſpaͤter nachweiſen. 

Es iſt unrichtig, wenn behauptet wird: Die 
beiden Veteine beſtaͤnden nur aus Einigen. Sie 
beſtehen aus hunderten von Mitgliedern der hieſi⸗ 
gen Kommune. 

Und ebenſo unrichtig iſt es, wenn behauptet 
wird: Die beiden Vereine haben den zeitigen 
Stadtverordneten⸗Vorſteher anfeinden wollen. 

Sofern Jemand von einem Andern nur ver: 


langt, daß dem Geſetze genügt werde, kann von 
Anfeindung niemals die Rede fein. 

Es iſt aber auch ungebörig, daß jener Aufſab 
mit „Die Stadtverordneten“ untet⸗ 
zeichnet iſt. 

Nach den genauen Beſtimmungen der Städte 


Ordnung bezeichnet dieſe Unterſchrift allemal eine 


amtliche Handlung der Stadtverordneten, §. 112. 
134. und 135. — Amtliche Handlungen derſelben 


müſſen aber ſtets einen Beſchluß des Kollegiums 
zum Fundament haben, §. III. — Beſchlüſſt 


ſind aber nur in beſchlußfaͤhiger Verſammlung 
moͤglich und gültig, F. 121. 

Wenn uns nun aber ganz genau bekannt ill, 
daß jenet mit „Die Stadtverordneten“ 
unterſchriebene Aufſatz nicht durch einen Beſchluß 
in geſetzlicher Form, ſondern durch ein Circular, 
das nicht einmal alle Stadtverordneten unterſchrie⸗ 
den haben, angenommen worden iſt, ſo iſt auch 
dieſe Unterfchrift eine Ungehoͤrigkeit, und daher 
unerlaubt. 

In allem Uebrigen muͤſſen wir dei dem in 
unferer Bekanntmachung vom 24. v. M. Geſagten 
ſtehen bleiben, 

Oels, den 20. September 1848. 


Der Bürger » Handwerker Verein. 
Der Verein der Volksfreunde. 


Sonntag, den 24. September 1848, Nachmittags 3 Uhr, freie Verſammlung 
zur Berathung der Gemeinde-Ordnung im Saale des blauen Hirſches. 
. K ⁰˙ m ] ͤ˙:i!! as. sn. ei 

— so9 Deta unt machung. 

Ich bin geneigt, die auf dem Nickel belegenen, zum Gaſthof zur „Stadt 
Braunſchweig“ gehörigen Ländereien, fo wie den Gemuͤſe- und Obſtgarten neb 
ſaͤmmtlicher Graͤſerei zu verpachten, und habe ich deshalb einen Termin auf Mon⸗ 
tag, den 25. September, Nachmittag 2 Uhr, im Gaſthof zur Stadt Braunſchweig 


zur Abgabe der Gebote anberaumt. 


. Die Bedingungen werden im Termine vorgelegt und ſind auch bei mir 
im Voraus einzuſehen. Die Ländereien befinden ſich im guten Kultur- und Duͤn⸗ 
f e Oels, den 18. September 1848. 

Späte. 
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Einige Scheffel amerikaniſches Rieſen-Staudenkorn find preismaͤßig zu ver 


kaufen auf dem Pfarrhofe zu Stronn. 


Einem geehrten hieſigen und auswärtigen Publikum erlaube ich mir 
ergebenſt anzuzeigen, daß ich von jetzt ab ſeidne Stoffe auch ſehr ſchön in korn⸗ 


blau färbe, jo wie Glace Handſchuhe waſche. 
Hinſicht, um fernere geneigte Aufträge. 


ai 


Oels, den 19. September 1848. 
. verwittwete Becker, 


neue Schotten-Voll⸗Heeringe und fetten Limburger Kaͤſe empfing und empfiehlt 
Julius Gundelach am Ringe. 


Auktions ⸗ Anzeige. 
Sonnabend, den 23. September C., von Vormittag 9 Uhr ab, werden aus 
dem Nachlaß des Herrn Fuͤrſtenthums-Gerichtsrath Thalheim 
5 mehrere Wagen, Geſchirre ꝛc. 
öffentlich gegen gleich baare Bezahlung, ohnweit der großen Mühle, auf dem Schloß⸗ 
platz, verſteigert, wozu Kaufluſtige hiermit ergebenſt einladet 8 
Oels, den 20. September 1848. f 


Kunze, Rathskanzliſt. 


Kommenden Sonntag, als den 24. September, Nachmittags 1 Uhr, findet 


in Spalitz ein 


ſtatt, wozu ergebenſt eingeladen wird. 


Schießen um Gaͤnſe und Enten 


Ich bitte daher, auch in dieſer 


